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Die Ausfallbürgschaft der Bürgschaftsbank wird durch eine Garantie im Rahmen der „InnovFin KMU-
Garantie“-Fazilität gestützt, die durch die Europäische Union im „Rahmenprogramm für Forschung und Inno-
vation Horizont 2020“ finanziell abgesichert wird (die „Rückgarantie“ und die zwischen der Bürgschaftsbank 
und dem Europäischen Investitionsfonds („EIF“) diesbezüglich abgeschlossene Vereinbarung die „Rückga-
rantievereinbarung“). Für das Bürgschaftsverhältnis gelten daher die besonderen Bestimmungen der Bürg-
schaftserklärung sowie die folgenden „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – InnovFin Horizont 2020“. 

 

Allgemeines 

1. Umfang der Ausfallbürgschaft 

Die Ausfallbürgschaft erstreckt sich auf das Kapi-
tal, soweit die ursprüngliche Bürgschaftshöhe nicht 
überschritten wird (Höchstbetragsbürgschaft) so-
wie die vereinbarten Zinsen, soweit die jeweilig 
vereinbarte Zinsperiode 90 Tage nicht überschrei-
tet. Sie wird unter Beachtung der Kreditneh-
mereinheit im Sinne des KWG, sowie der spezifi-
schen, in diesen „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – InnovFin Horizont 2020“ genannten 
Förderfähigkeitskriterien bis zu einer Laufzeit von 
zehn Jahren und einer Deckung von max. 70 % 
der Hauptforderung des Kredits übernommen. 

Provisionen, Verzugs-, Zinses-, Stundungs-, Provi-
sions-, Straf- und Überziehungszinsen, sonstige 
Verzugsschäden, Bearbeitungsentgelte, Bürg-
schaftsprovisionen, Prüfungskosten u. ä. sind von 
der Ausfallbürgschaft nicht erfasst und dürfen, 
abgesehen von den Kosten der Kündigung, 
Rechtsverfolgung und baren Auslagen bei der 
Verwertung der Sicherheiten, auch nicht mittelbar 
in die Ausfallrechnung einbezogen werden. 

Die Ausfallbürgschaft bezieht sich immer (direkt 
oder indirekt) auf die gesamte Hauptforderung des 
Kredits; Teilkreditbeträge werden nicht verbürgt. 
Der verbürgte Kredit und die Ausfallbürgschaft 
lauten zwingend auf EURO; Fremdwährungsge-
schäfte werden nicht verbürgt. 

Wird der Kredit für den vorgesehenen Zweck nicht 
voll in Anspruch genommen, mindert sich, sofern 
keine andere Vereinbarung getroffen wird, die 
Ausfallbürgschaft entsprechend des ursprünglich 
vorgesehenen Verhältnisses zwischen verbürgtem 
und nicht verbürgtem Kreditteil.  

Bei vertraglich vereinbarten Herabsetzungen der 
Bürgschaft (insbesondere bei Kontokorrent- bzw. 
Avalrahmenkrediten) ändert sich das Haftungsver-
hältnis, soweit keine entsprechende Anpassung 
des Kredits vorgenommen wird. 

2. Tilgung 

Zahlungseingänge werden zunächst auf Kosten 
und Zinsen, dann auf den verbürgten Kredit, und 
zwar entsprechend des vereinbarten Haftungsver-
hältnisses quotal auf den verbürgten und nicht 
verbürgten Kreditteil angerechnet. 

Das Kreditinstitut kann Tilgungs- und Herabset-
zungsraten bis zu zwei Monate ohne Zustimmung 
der Bürgschaftsbank stunden/aussetzen. Vertragli-
che Herabsetzungen und Tilgungsleistungen gel-
ten im Verhältnis zur Bürgschaftsbank als vollzo-
gen/bezahlt, wenn das Kreditinstitut der Bürg-
schaftsbank nicht spätestens zwei Monate nach 
Fälligkeit den Leistungsverzug anzeigt. 

Gewährt das Kreditinstitut weitere Kredite unter 
eigenem Obligo und erbringt der Kreditnehmer nur 
Teilleistungen auf fällige Beträge, sind diese antei-
lig auf den verbürgten Kredit und die sonstigen 
Kredite anzurechnen. Dies gilt auch für Zahlungen 
auf Grund von Gehaltsabtretungen, Pfändungen 
und Zahlungen Dritter zugunsten des Kreditneh-
mers. 

3. Entbindung von der Schweigepflicht 

Der Kreditnehmer entbindet das Kreditinstitut und 
die Bürgschaftsbank und das Kreditinstitut entbin-
det die Bürgschaftsbank für Zwecke der in diesen 
„Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – InnovFin 
Horizont 2020“ enthaltenen Prüfungs-, Auskunfts- 
und Informationsrechte sowie im Zusammenhang 
mit Mitteilungen und Veröffentlichungen von der 
Schweigepflicht. 

Besondere Vorgaben InnovFin Horizont 
2020 

4. Einhaltung Förderfähigkeitskriterien 

Kreditinstitut und Kreditnehmer sichern zu und 
verpflichten sich, dafür Sorge zu tragen, dass ihre 
jeweiligen Aktivitäten im Einklang mit den Förder-
zielen von Horizont 2020 und den im Folgenden 
genannten auf sie jeweils anwendbaren, in der 
Rückgarantievereinbarung vorgegebenen und 
nachstehend näher beschriebenen Förderfähig-
keitskriterien stehen. 

Förderfähigkeitskriterien Kreditnehmer 

a) Der Sitz des Unternehmens liegt in Baden-
Württemberg oder das zu fördernde Vorhaben 
wird in Baden-Württemberg realisiert. 

b) Der Kreditnehmer darf seine Geschäftstätigkeit 
nicht in einem Land ausüben, welches von der 
OECD in ihrem Globalen Forum für Transpa-
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renz und Informationsaustausch für Steuer-
zwecke als „nicht konform“ eingestuft wird.  

c) Der Kreditnehmer darf zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Kreditvertrages kein Rating der 
Bürgschaftsbank aufweisen, das schlechter als 
10 ist. 

d) Beim Kreditnehmer darf es sich nicht um eine 
Zweckgesellschaft handeln, die hauptsächlich 
für das Eigentum von vertraglichen Rechten 
oder Vermögenswerten im Zusammenhang mit 
der Finanzierung von Energieerzeugungspro-
jekten gegründet ist oder betrieben wird. 

Alle in dieser Ziffer 4 in lit. b) bis d) genannten 
Förderfähigkeitskriterien Kreditnehmer sind am 
Tag der Unterzeichnung des Kreditvertrags vom 
Kreditnehmer einzuhalten; das in dieser Ziffer 4 lit. 
a) genannte Förderfähigkeitskriterium ist während 
der gesamten Laufzeit der Bürgschaft vom Kredit-
nehmer einzuhalten. 

Innovationskriterien 

Gefördert werden Unternehmen, die mindestens 
eines der folgenden Kriterien erfüllen: 

a) Der Kreditnehmer ist ein KMU oder ein Small 
Mid-cap und beabsichtigt, den Kredit für die 
Investition in die Produktion, Entwicklung oder 
Umsetzung neuer oder wesentlich verbesser-
ter  

(i). Produkte, Verfahren oder Leistungen oder  

(ii). Produktions- oder Applikationsmethoden 
oder  

(iii). organisatorischer oder prozessualer Inno-
vationen, einschließlich innovativer Ge-
schäftsmodelle zu verwenden,  

bei denen gemäß der Bewertung eines unab-
hängigen Sachverständigen ein Risiko eines 
technischen oder industriellen Versagens be-
steht. 

b) Der Kreditnehmer ist ein schnell wachsendes 
Unternehmen, also ein Unternehmen, das seit 
weniger als 12 Jahren nach seinem ersten 
gewerblichen Verkauf am Markt tätig ist und 
dessen durchschnittliches jährliches endoge-
nes Wachstum bezogen auf Mitarbeiter oder 
Umsatz über einen Zeitraum von drei Jahren 
höher als 20 % pro Jahr liegt und das zu Be-
ginn des Beobachtungszeitraums mindestens 
10 Mitarbeiter hat. 

c) Der Kreditnehmer ist seit weniger als sieben 
Jahren nach seinem ersten gewerblichen Ver-
kauf am Markt tätig und seine Forschungs- 
und Innovationskosten betrugen mindestens 
5% seiner gesamten Betriebskosten in min-

destens einem der drei dem Kreditantrag des 
Kreditnehmers vorausgehenden Jahre oder, 
wenn es sich um ein Start-Up handelt und kei-
ne älteren Zahlen vorliegen, in seinem aktuel-
len Jahresabschluss.  

d) Der Kreditnehmer ist ein KMU oder ein Small 
Mid-cap und hat ein erhebliches Innovations-
potenzial oder ist ein „forschungs- und innova-
tionsintensives Unternehmen" durch Erfüllung 
mindestens einer der folgenden Bedingungen: 

(1) Die jährlichen Ausgaben des Kreditneh-
mers für Forschung und Innovation be-
tragen gemäß dem neuesten gesetzli-
chen Jahresabschluss des Kreditneh-
mers mindestens 20 % des Kreditbetra-
ges, unter der Bedingung, dass der Ge-
schäftsplan des Kreditnehmers eine Er-
höhung seiner Ausgaben für Forschung 
und Innovation vorsieht, die mindestens 
dem Kreditbetrag entspricht; 

(2) der Kreditnehmer verpflichtet sich, einen 
Betrag in Höhe von mindestens 80 % des 
Kreditbetrages für in seinem Geschäfts-
plan aufgeführte Forschungs- und Inno-
vationsaufgaben aufzuwenden und den 
Rest für die im Zusammenhang mit der 
Ermöglichung dieser Aufgaben entste-
henden Kosten; 

(3) der Kreditnehmer hat während der letz-
ten 36 Monate offiziell Subventionen, 
Darlehen oder Bürgschaften auf der 
Grundlage von EU Plänen zur Unterstüt-
zung von Forschung und Innovation (z.B. 
Horizont 2020 oder RP7) oder durch ihre 
Finanzierungsinstrumente wie die Joint 
Technology Initiatives oder „Eurostars“ 
oder aus regionalen oder nationalen Plä-
nen zur Unterstützung von Forschung 
und Innovation erhalten, unter der Vo-
raussetzung, dass dieselben Ausgaben 
nicht von dem Kreditbetrag gedeckt wer-
den; 

(4) der Kreditnehmer hat innerhalb der letz-
ten 24 Monate einen Preis für Forschung 
und Entwicklung oder Innovation von ei-
ner EU-Institution oder -Behörde erhal-
ten; 

(5) der Kreditnehmer hat in den letzten 24 
Monaten mindestens ein Technologie-
recht, z. B. Patent, Gebrauchsmuster, 
geschütztes Geschmacksmuster, Topo-
graphie für Halbleiterprodukte, ergän-
zendes Schutzzertifikat für medizinische 
Produkte oder andere Produkte, für die 
ein ergänzendes Schutzzertifikat einge-
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holt werden kann, Pflanzenzüchterzertifi-
kat oder Software-Urheberrecht einge-
tragen und die Kreditvergabe dient direkt 
oder indirekt der Nutzung dieses Techno-
logierechts; 

(6) bei dem Kreditnehmer handelt es sich 
um ein junges KMU und er hat innerhalb 
der letzten 24 Monate eine Investition 
von einem Risikokapitalanleger oder von 
einem Business Angel, der einem Busi-
ness-Angel-Netzwerk angehört, erhalten; 
oder dieser Risikokapitalanleger oder 
Business Angel ist zum Zeitpunkt des 
Kreditantrags am Kreditnehmer beteiligt; 

(7) der Kreditnehmer benötigt eine Risikoan-
lage, die gemäß einem für die Marktein-
führung eines neuen Produkts oder den 
Eintritt in einen neuen Markt erstellten 
Geschäftsplan mehr als 50 % seines 
durchschnittlichen Jahresumsatzes der 
letzten fünf Jahre beträgt; 

(8) die Forschungs- und Innovationskosten 
des Kreditnehmers betragen mindestens 
10 % seiner gesamten Betriebskosten in 
mindestens einem der drei dem Kreditan-
trag des Kreditnehmers vorausgehenden 
Jahre oder, wenn es sich um ein Start-Up 
handelt und keine älteren Zahlen vorlie-
gen, gemäß seinem aktuellen Jahresab-
schluss; oder 

(9) der Kreditnehmer ist ein Small Mid-cap 
und seine Forschungs- und Innovations-
kosten entsprechen: 

(i). entweder mindestens 15 % seiner 
Gesamtbetriebskosten in mindestens 
einem der drei dem Kreditantrag des 
Kreditnehmers vorausgehenden Jah-
ren; 

(ii). oder mindestens 10 % seiner Ge-
samtbetriebskosten in den drei dem 
Kreditantrag des Kreditnehmers vo-
rausgehenden Jahren. 

(10) dem Kreditnehmer sind solche For-
schungs- und Innovationskosten ent-
standen, die in den letzten 36 Monaten 
durch zuständige nationale oder regiona-
le Stellen oder Institutionen qualifiziert 
wurden als Teil von allgemeinen Unter-
stützungsmaßnahmen, die durch die Eu-
ropäische Kommission genehmigt wur-
den und dazu dienen, Unternehmen zur 
Investition in Forschung und Innovation 
zu ermutigen, vorausgesetzt dass (i) die-
jenige Stelle oder Institution von der 

Bürgschaftsbank, dem Kreditgeber und 
dem Kreditnehmer unabhängig ist und (ii) 
der Kreditbetrag im Geschäftsplan des 
Kreditnehmers aufgeführte transaktions-
bedingte Aufwendungen deckt und (iii) 
der Kreditbetrag nicht dieselben berech-
tigten Kosten abdeckt, die bereits durch 
die vorgenannten Maßnahmen unter-
stützt werden; oder 

(11) der Kreditnehmer ist in den letzten 36 
Monaten von einer EU, nationalen oder 
regionalen Stelle als innovatives Unter-
nehmen ausgewählt worden, vorbehalt-
lich des Folgenden: 

(i). die Auswahl stützt sich auf öffentlich 
zugängliche Kriterien, wobei diese 
Kriterien 

1. nicht auf eine einzelne Industrie 
oder Sektor beschränkt sind oder 
diese anderweitig bevorzugen, 
und 

2. zumindest eins der Innovations-
Zugangskriterien mit Ausnahme 
des unter (d)(4) angesprochenen 
Innovations-Zugangskriteriums 
widerspiegeln oder den wesentli-
chen Gehalt zumindest eines 
dieser Kriterien widerspiegeln, 
ohne dabei weniger streng zu 
sein, und 

(ii). diejenige Stelle oder Institution ist 
von der Bürgschaftsbank, dem Kre-
ditgeber und dem Kreditnehmer un-
abhängig, und 

(iii). der Kreditbetrag deckt im Geschäfts-
plan des Kreditnehmers aufgeführte 
transaktionsbedingte Aufwendungen.  

Sofern sich der Kreditnehmer auf die in a) bis d)(2) 
genannten Innovationskriterien stützt, müssen 
diese am Tag der Unterzeichnung des Kreditver-
trags erfüllt sein; sofern sich der Kreditnehmer auf 
die in d)(3) bis d)(11) genannten Innovationskrite-
rien stützt, müssen diese zum Zeitpunkt der An-
tragstellung erfüllt sein. 

5. Ausschlusskriterien 

Nicht gefördert werden: 

a) gesetzlich verbotene wirtschaftliche Tätigkei-
ten, inklusive menschliches Klonen zu Repro-
duktionszwecken, menschliche Stammzellen-
gewinnung, die Veränderung des genetischen 
Erbes von Menschen;  
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b) die Produktion von Tabak und destillierten 
alkoholischen Getränken und verwandten Pro-
dukten und deren Handel; 

c) die Produktion von Waffen und Munition und 
deren Handel; 

d) Casinos und ähnliche Unternehmen; 

e) Forschung, Entwicklung oder technische An-
wendungen in Bezug auf elektronische Daten-
programme oder Lösungen, die insbesondere 
auf 

(1) die Unterstützung von unter Punkt a) bis 
d) genannte Tätigkeiten, 

(2) Glücksspiel im Internet und Online-
Casinos, oder 

(3) Pornografie  

abzielen oder die dafür bestimmt sind, den ille-
galen 

(4) Zugang zu elektronischen Datennetzwer-
ken oder 

(5) Download elektronischer Daten  

zu ermöglichen;  

f) „Unternehmen in Schwierigkeiten“ im Sinne 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Euro-
päischen Kommission vom 17. Juni 2014; 

g) Kreditinstitute und Kreditnehmer, die bzw. 
deren rechtsgeschäftlich oder gesetzlich Ver-
tretungs-/ Handlungsberechtigte wegen Betru-
ges, Korruption, Geldwäsche, Mitgliedschaft in 
einer kriminellen Organisation oder einer sons-
tigen rechtswidrigen Handlung verurteilt wor-
den sind oder gegen die ein entsprechendes 
Verfahren anhängig ist;  

h) Kreditinstitute und Kreditnehmer, die bzw. 
deren rechtsgeschäftlich oder gesetzlich Ver-
tretungs-/ Handlungsberechtigte wegen einer 
Straftat im Zusammenhang mit professionel-
lem Verhalten verurteilt worden sind, wodurch 
die Umsetzung des verbürgten Kredits bzw. 
des Vorhabens gefährdet würde; 

i) Kreditinstitute oder Kreditnehmer, die in der 
von der Europäischen Kommission gemäß 
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1302/2008 er-
stellten zentralen Ausschlussdatenbank gelis-
tet sind; und  

j) Kreditnehmer, die insolvent sind bzw. in Bezug 
auf die ein Insolvenzgrund i.S.d. §§ 17ff. InsO 
vorliegt oder die abgewickelt werden oder ihre 
Geschäftstätigkeit eingestellt haben oder Ge-
genstand eines vergleichbaren Verfahrens 
sind oder sich in einer vergleichbaren Situation 
befinden. 

6. Prüfungs- und Auskunftsrechte rele-
vanter Parteien unter der Rückgaran-
tievereinbarung 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erkennen an, dass 
– ungeachtet der und zusätzlich zu den weiteren, 
sie jeweils betreffenden und in diesen „Allgemeine 
Bürgschaftsbestimmungen – InnovFin Horizont 
2020“ enthaltenen Auskunfts- und Berichtspflichten 
– der EIF, die Vertreter des EIF, die Europäische 
Investitionsbank („EIB“), der Rechnungshof der 
Europäischen Gemeinschaft („ECA“), die Europäi-
sche Kommission, die Vertreter der Europäischen 
Kommission (einschließlich des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung („OLAF“)) und jede 
andere Institution oder jedes andere Organ der 
Europäischen Union, welche(s) ermächtigt ist, die 
Verwendung der Rückgarantie im Kontext der „In-
novFin KMU-Garantie“-Fazilität zu überprüfen und 
jede andere ordnungsgemäß beauftragte Stelle, 
die unter geltendem Recht ermächtigt ist, Prüfun-
gen oder Kontrollen durchzuführen (gemeinsam 
und jede auch „relevante Parteien“ genannt), das 
Recht haben, Prüfungen und Kontrollen durchzu-
führen und Informationen bezüglich der Rückga-
rantievereinbarung und deren Durchführung anzu-
fordern. 

Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer sind daher 
verpflichtet, Kontrollbesuche und -inspektionen 
ihrer Geschäftsaktivitäten, -bücher und  
-aufzeichnungen durch jede relevante Partei zu 
dulden. Da diese Kontrollen auch Vor-Ort-
Untersuchungen und -Inspektionen bei dem Kredit-
institut und dem Kreditnehmer umfassen können, 
sind das Kreditinstitut und der Kreditnehmer ver-
pflichtet, jeder relevanten Partei Zugang zu ihren 
Räumlichkeiten während der üblichen Geschäfts-
zeiten zu gewähren. 

7. Weitere besondere Auskunfts- und 
Aufbewahrungspflichten unter der 
Rückgarantievereinbarung 

Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer werden 
auf Verlangen der Bürgschaftsbank und/oder einer 
relevanten Partei dieser oder der relevanten Partei 
alle erforderlichen Unterlagen und Informationen 
zur Verfügung stellen, welche die Bürgschaftsbank 
und/oder eine relevante Partei im Zusammenhang 
mit der Rückgarantievereinbarung anfordert. Das 
sind insbesondere Unterlagen und Informationen 
im Hinblick auf das Kreditinstitut, den Kreditneh-
mer und den Kredit, die Einbeziehung dieser „All-
gemeine Bürgschaftsbestimmungen – InnovFin 
Horizont 2020“, die Einhaltung der Förderfähig-
keitskriterien und des Zweckes des verbürgten 
Kredits, die Zahlungs- und (Sicherheiten-) Verwer-
tungsprozesse, den Nachweis der Reduzierung 



 
InnovFin Horizont 2020 
Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen 

 
 

Werastr. 13 - 17 
.
 70182 Stuttgart 

.
 Tel. 0711 1645-6 

.
 Fax 0711 1645-777 

.
 www.buergschaftsbank.de 

.
 info@buergschaftsbank.de Seite 5 von 9 

 Stand: 06.06.2019 

der Kosten der Ausfallbürgschaft aufgrund der 
Rückgarantie jedes verbürgten Kredits sowie im 
Zusammenhang mit Kundenlegitimations- oder 
ähnlichen Identifikationsverfahren. Das Kreditinsti-
tut und der Kreditnehmer haben die entsprechen-
den Unterlagen und Informationen jederzeit bis 
zum Ende des Aufbewahrungszeitraums (wie 
nachstehend definiert) vorzuhalten und stimmen 
der Speicherung dieser Unterlagen und Informati-
onen bis zum Ende des Aufbewahrungszeitraums 
zu. 

„Aufbewahrungszeitraum“ bezeichnet den Zeit-
raum von zehn Jahren nach dem Enddatum des 
verbürgten Kredits.  

8. Datenschutz und Veröffentlichungen, 
Mitteilungen, etc. 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erklären sich damit 
einverstanden, dass dem EIF, der EIB und der 
Europäischen Kommission folgende Daten über-
mittelt werden dürfen: 

- Name des Kreditinstituts bzw. des Kreditneh-
mers; 

- Anschrift des Kreditinstituts bzw. des Kredit-
nehmers; 

- Zweck des verbürgten Kredits; sowie  

- andere persönliche Daten im Zusammenhang 
mit dem verbürgten Kredit. 

Darüber hinaus erklären sich Kreditinstitut und 
Kreditnehmer damit einverstanden, dass der EIF, 
die EIB und die Europäische Kommission die vor-
stehenden Daten speichern und mindestens bis 
zum Ende des Aufbewahrungszeitraums aufbe-
wahren dürfen. 

Kreditinstitut und Kreditnehmer erklären sich damit 
einverstanden, dass die Bürgschaftsbank die ihr 
gemäß diesen „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – InnovFin Horizont 2020“ zur Verfügung 
gestellten Daten auch für die Erstellung von Er-
folgsgeschichten verwenden und den relevanten 
Parteien (auch für Marketingzwecke und zur Veröf-
fentlichung) zur Verfügung stellen darf. 

Ist der Kreditnehmer mit der Veröffentlichung die-
ser Informationen nicht einverstanden, so kann er 
vor Erhalt einer finanziellen Unterstützung gegen-
über der Hausbank seinen Widerspruch zur Veröf-
fentlichung schriftlich erklären.  

Ein Widerspruch ist nur möglich, wenn: 

(i). die Veröffentlichung seine wirtschaftlichen 
Interessen gefährdet; oder 

(ii). die Veröffentlichung in die Rechte und Freihei-
ten von Personen, die dem Schutz der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union un-
terliegen, bedroht; oder 

(iii). die Veröffentlichung gemäß geltenden Geset-
zen und Vorschriften unrechtmäßig wäre; oder 

(iv). der Endempfänger eine natürliche Person ist. 

Bis zu einem verbürgten Kreditbetrag von EUR 
1,425 Millionen ist eine Veröffentlichung der Daten 
nicht vorgesehen. 

Ist das Kreditinstitut mit der Veröffentlichung dieser 
Informationen nicht einverstanden, so kann es vor 
Erhalt einer finanziellen Unterstützung gegenüber 
dem EIF seinen Widerspruch zur Veröffentlichung 
schriftlich erklären. Ein Widerspruch ist nur mög-
lich, wenn die Veröffentlichung: 

(i). seine wirtschaftlichen Interessen gefährdet; 
oder 

(ii). die Rechte und Freiheiten von Personen, die 
dem Schutz der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union unterliegen, bedroht; oder 

(iii). gemäß geltenden Gesetzen und Vorschriften 
unrechtmäßig wäre. 

Der schriftliche Widerspruch des Kreditinstituts ist 
an die unten angegebene Adresse zu richten. 

Der Kreditnehmer erklärt sich seinerseits damit 
einverstanden, dass das Kreditinstitut die Bürg-
schaftsbank unverzüglich über alle dem Kreditinsti-
tut bekannten, relevanten, das verbürgte Kreditge-
schäft und den Förderzweck betreffenden Tatsa-
chen informiert. 

Das Kreditinstitut und der Kreditnehmer haben das 
Recht, Nachprüfungen, Korrekturen, Löschungen 
und sonstige Änderungen der sie betreffenden 
Daten zu verlangen.  

Dieses Verlangen ist zu richten: 

Für den EIF an:  

European Investment Fund 
15 Avenue J.F. Kennedy 
L-2968 Luxemburg 
Fax: +352 4266 88300 
Zu Händen: EIF Data Protection Officer 

Für den EIB an: 

European Investment Bank 
98-100, boulevard Konrad Adenauer 
L-2950 Luxemburg 
Zu Händen: EIB Data Protection Officer 

Für die Europäische Kommission an: 

Europäische Kommission 
Rue Wiertz 60,  
B-1047 Brussels 
Zu Händen: Data Protection Officer 
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Weitere Pflichten des Kreditinstituts 

9. Förderfähigkeitskriterien Vorhaben/ver-
bürgtes Kreditgeschäft 

Das Kreditinstitut stellt sicher, dass das verbürgte 
Kreditgeschäft die nachstehend näher beschriebe-
nen Förderfähigkeitskriterien erfüllt:  

a) bei dem verbürgten Kredit muss es sich um 
eine neue Transaktion handeln; 

b) der verbürgte Kredit muss entweder als Lauf-
zeitkredit einen festen Rückzahlungsplan, eine 
Mindestlaufzeit von zwölf Monaten und eine 
maximale Laufzeit von zehn Jahren aufweisen 
oder als Kontokorrent- bzw. Avalrahmenkredit 
eine maximale Laufzeit von drei Jahren auf-
weisen; verbürgte Kontokorrent- bzw. Aval-
rahmenkredite gelten dann nicht als neue 
Transaktion im Sinne vorstehender lit. a), 
wenn der zunächst verbürgte Kontokorrent- 
bzw. Avalrahmenkredit nicht vollständig zuvor 
zurückgezahlt worden ist. 

c) Verwendungszweck des verbürgten Kredits 
muss eine Investition in Sachanlagen, das im-
materielle Anlagevermögen, Gegenstände des 
Umlaufvermögens und/oder eine Geschäfts-
übertragung sein, wobei im Fall einer Ge-
schäftsübertragung die folgenden zusätzlichen 
Kriterien erfüllt sind müssen:  

(i). neben dem durch den verbürgten Kredit fi-
nanzierten Teil der Geschäftsübertragung 
muss mindestens 50 % frisches Kapital 
eingebracht werden; und 

(ii). der Kreditnehmer muss entweder infolge 
der Geschäftsübertragung eines der in Zif-
fer 4 genannten Innovationskriterien erfül-
len oder sich verpflichten, mittels des ver-
bürgten Kredits ein Unternehmen zu er-
werben, welches eines dieser Kriterien er-
füllt. 

Die Verbürgung von Leasinggeschäften ist 
ausgeschlossen. 

d) der Maximalbetrag des verbürgten Kredites 
darf EUR 7.500.000,00 nicht über- und den 
Mindestbetrag von EUR 25.000,00 nicht unter-
schreiten; und 

e) ein verbürgter Kredit mit einer ursprünglichen 
Laufzeit von mehr als fünf Jahren darf keine 
endfällige Tilgungsstruktur aufweisen.  

10. Kreditvertrag 

Der Kreditvertrag für das verbürgte Kreditgeschäft 
ist unter Beachtung der besonderen Bedingungen 
(Erfüllung ist Wirksamkeitsvoraussetzung für die 

Ausfallbürgschaft) und Auflagen der Bürgschafts-
erklärung auszufertigen. 

Diese „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – 
InnovFin Horizont 2020“ sind zum Inhalt des Kre-
ditvertrages zu machen und das Kreditinstitut stellt 
sicher, dass der Kreditnehmer die entsprechenden 
Zusicherungen in Bezug auf die ihn bzw. das Vor-
haben betreffenden Förderfähigkeitskriterien ab-
gibt.  

Der verbürgte Kredit darf nur für das in der Bürg-
schaftserklärung bezeichnete Vorhaben verwendet 
werden. Im Falle der Inanspruchnahme der Bürg-
schaftsbank ist die bestimmungsgemäße Verwen-
dung des verbürgten Kredits nachzuweisen. Ent-
sprechende Belege sind zu den Akten zu nehmen. 
Soweit der Verwendungsnachweis nicht erbracht 
werden kann, mindert sich die Bürgschaftsver-
pflichtung. 

Das Datum, unter dem der Kreditvertrag abge-
schlossen worden ist, muss der Bürgschaftsbank 
unverzüglich, spätestens aber drei Monate nach 
Empfang der Bürgschaftserklärung, mitgeteilt wer-
den. 

Die Verpflichtungen der Bürgschaftsbank nach § 3 
Geldwäschegesetz werden vom Kreditgeber wahr-
genommen. Werden dem Kreditgeber abweichen-
de wirtschaftlich Berechtigte bekannt oder Um-
stände, nach denen verstärkte Sorgfaltspflichten 
gemäß § 6 Geldwäschegesetz zu beachten sind, 
ist dies der Bürgschaftsbank umgehend mitzutei-
len. 

Auf Anfrage sind der Bürgschaftsbank die Identifi-
zierungsunterlagen unverzüglich und vollständig 
zu übermitteln. 

11. Gesonderte Verwaltung 

Der verbürgte Kredit und die dafür gestellten Si-
cherheiten sind gesondert von den übrigen Ge-
schäften mit dem Kreditnehmer zu verwalten.  

12. Abtretung 

Zur Abtretung verbürgter Kreditforderungen ist die 
Zustimmung der Bürgschaftsbank einzuholen. Sie 
gilt bei Abtretung an refinanzierende Zentralinstitu-
te im Rahmen öffentlicher Programmkredite als 
erteilt. 

Werden ohne Zustimmung der Bürgschaftsbank 
Vereinbarungen über die verbürgte Kreditforde-
rung oder sonstige Maßnahmen getroffen, auf-
grund derer Rechte an dieser Forderung ganz oder 
teilweise auf Dritte übertragen werden oder Dritten 
ganz oder teilweise die wirtschaftliche Verfü-
gungsgewalt über die Forderung übertragen wird, 
so wird die Ausfallbürgschaft unwirksam. Bei Inan-
spruchnahme der Bürgschaftsbank hat das Kredit-
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institut schriftlich zu bestätigen, dass sich die ver-
bürgte Kreditforderung in seinem uneingeschränk-
ten rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentum be-
findet und nicht mit Rechten Dritter belastet ist und 
dass Dritte nicht die Übertragung der Forderung 
beanspruchen können. 

13. Sicherheiten 

Für den nicht verbürgten Kreditteil dürfen keine 
Sondersicherheiten bestellt werden. Erfolgt eine 
spätere zusätzliche Besicherung der zum Zeit-
punkt der Bürgschaftsübernahme bestehenden 
nicht verbürgten Kredite, so ist mit dem Siche-
rungsgeber zu vereinbaren, dass diese Sicherhei-
ten anteilig für die verbürgten und unverbürgten 
Kredite haften.  

Sicherheiten dürfen nur mit Zustimmung der Bürg-
schaftsbank aufgegeben oder geändert werden.  

14. Sorgfaltspflicht 

Bei der Einräumung, Verwendung und Verwaltung 
des Kredits, der Bestellung, Überwachung und der 
Verwertung von Sicherheiten sowie bei der Ab-
wicklung Not leidender Kredite ist die Sorgfalt ei-
nes ordentlichen Bankkaufmanns anzuwenden. 
Das Kreditinstitut hat sich insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Verwertung der Sicherheiten 
nach Kräften zu bemühen, einen maximalen Ver-
wertungserlös zu erzielen. 

15. Auskunfts- und Berichtspflichten 

Der Bürgschaftsbank sind innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres des 
Kreditnehmers die nach gesetzlichen Vorschriften 
erstellten und unterzeichneten Jahresabschlüsse 
(ggf. mit Anhang, Lagebericht, Prüfungsbericht und 
Testat) zuzusenden und zwar mit folgender Maß-
gabe:  

- bei nicht prüfungspflichtigen Kreditnehmern 
bescheinigt von einem Wirtschaftsprü-
fer/Steuerberater oder einem vereidigten 
Buchprüfer mit Plausibilitätsbeurteilung; 

- bei prüfungspflichtigen Kreditnehmern mit dem 
Bericht über die Jahresabschlussprüfung.  

Nicht bilanzierende Kreditnehmer bzw. Kreditneh-
mereinheiten haben folgende Unterlagen einzu-
reichen:  

- Vermögensaufstellung bzw. Selbstauskunft 
über Vermögensverhältnisse;  

- Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bzw. 
Überschussrechnung;  

- Einkommensteuererklärung und -bescheid.  

Auf die Verpflichtung nach §§ 18 und 19 KWG wird 
hingewiesen.  

Der Bürgschaftsbank ist auf Verlangen Auskunft 
über den verbürgten Kredit und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Kreditnehmers bzw. der Kredit-
nehmereinheit zu erteilen.  

Werden von der Bürgschaftsbank zusätzliche In-
formationen angefordert, sind diese unverzüglich 
nach Zugang bei der Bürgschaftsbank zurückzu-
senden.  

Die jährliche Saldenmitteilung ist der Bürgschafts-
bank bis spätestens 10. Januar des folgenden 
Jahres unterschrieben zurückzugeben. Bei nicht 
fristgemäßer Rückgabe gilt der von der Bürg-
schaftsbank festgestellt Saldo als anerkannt. Das 
Prüfungsrecht gemäß Ziffer 17 bleibt unberührt.  

Das Kreditinstitut hat der Bürgschaftsbank – zu-
sätzlich zu den spezifisch in Zusammenhang mit 
dem „Rahmenprogramm für Forschung und Inno-
vation Horizont 2020“ stehenden und an anderer 
Stelle in diesen „Allgemeine Bürgschaftsbestim-
mungen – InnovFin Horizont 2020“ genannten 
Fällen – unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn  

a) der Kreditnehmer mit der Zahlung der verein-
barten Zins- oder Tilgungsbeträge auf verbürg-
te Kredite länger als zwei Monate in Verzug 
geraten ist; Ziffer 2 bleibt hiervon unberührt;  

b) der Kreditnehmer sonstige wesentliche in die-
sen „Allgemeine Bürgschaftsbestimmungen – 
InnovFin Horizont 2020“ genannten Kredit-/ 
Förderfähigkeitskriterien verletzt hat;  

c) die Angaben des Kreditnehmers über seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse sich nachträglich 
als unrichtig oder unvollständig erweisen;  

d) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Kreditnehmers beantragt 
wird;  

e) dem Kreditinstitut sonstige Umstände bekannt 
werden, durch die bei verständiger Würdigung 
die Rückzahlung des verbürgten Kredits als 
gefährdet anzusehen ist;  

f) der Kreditnehmer den Betrieb ganz oder teil-
weise aufgibt oder seinen Sitz von Baden-
Württemberg in ein anderes Land verlegt 

Außerdem sind der Bürgschaftsbank alle sonstigen 
für das Bürgschaftsverhältnis bedeutsamen Ereig-
nisse mitzuteilen. 

16. Kündigung 

Der Kredit ist auf Verlangen der Bürgschaftsbank 
zu kündigen, wenn ein wichtiger Grund, insbeson-
dere ein Tatbestand oder eine Pflichtverletzung 
nach Ziffer 15 a) bis f) vorliegt bzw. ein in Ziffer 4 
oder Ziffer 9 genanntes Förderfähigkeitskriterium 
bei Antragstellung bzw. Abschluss des Kreditver-
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trags nicht vorlag bzw. sofern es während der ge-
samten Laufzeit der Bürgschaft einzuhalten ist, 
nicht eingehalten wird. 

17. Prüfung 

Das Kreditinstitut hat jederzeit eine Prüfung der 
sich auf den verbürgten Kredit beziehenden Unter-
lagen durch die Bürgschaftsbank zu dulden.  

Weitere Pflichten des Kreditnehmers 

18. Auskunftspflichten und Prüfungsrechte 

Zusätzlich zu den in Ziffer 6 genannten, ihn betref-
fenden Prüfungs- und Auskunftsrechten der rele-
vanten Parteien ist der Kreditnehmer verpflichtet, 
dem Kreditinstitut und der Bürgschaftsbank auf 
Verlangen Auskunft über seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu erteilen. Dem Kreditinstitut sind 
insbesondere innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf des Geschäftsjahres des Kreditnehmers die 
nach gesetzlichen Vorschriften erstellten und un-
terzeichneten Jahresabschlüsse (ggf. mit Anhang, 
Lagebericht, Prüfungsbericht und Testat) zuzu-
senden und zwar mit folgender Maßgabe:  

- bei nicht prüfungspflichtigen Kreditnehmern, 
bescheinigt von einem Wirtschaftsprü-
fer/Steuerberater oder vereidigtem Buchprüfer 
mit Plausibilitätsbeurteilung, 

- bei prüfungspflichtigen Kreditnehmern mit dem 
Bericht über die Jahresabschlussprüfung. 

Nicht bilanzierende Kreditnehmer bzw. Kreditneh-
mereinheiten haben folgende Unterlagen einzu-
reichen: 

- Vermögensaufstellung bzw. Selbstauskunft 
über Vermögensverhältnisse, 

- Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bzw. 
Überschussrechnung, 

- Einkommensteuererklärung und -bescheid. 

Dem Kreditinstitut sind außerdem unverzüglich alle 
für das Kreditverhältnis bedeutsamen Ereignisse 
mitzuteilen. 

Darüber hinaus ist der Kreditnehmer verpflichtet, 
jederzeit eine Prüfung seiner wirtschaftlichen Ver-
hältnisse durch die Bürgschaftsbank zu dulden. 

19. Kündigung 

Der Kreditnehmer erkennt eine Kündigung an, 
wenn ein wichtiger Grund, insbesondere ein Tat-
bestand oder eine Pflichtverletzung nach Ziffer 15 
a)-f) vorliegt bzw. ein in Ziffer 4 oder Ziffer 9 ge-
nanntes Förderfähigkeitskriterium bei Antragstel-
lung bzw. Abschluss des Kreditvertrags nicht vor-
lag bzw. sofern es während der gesamten Laufzeit 

der Bürgschaft einzuhalten ist, nicht eingehalten 
wird. 

20. Sicherheiten 

Der Kreditnehmer soll für den verbürgten Kredit 
neben der Ausfallbürgschaft der Bürgschaftsbank 
soweit wie möglich weitere Sicherheiten stellen. 
Auf Verlangen der Bürgschaftsbank ist er verpflich-
tet, die Sicherheiten nachträglich zu verstärken, 
wenn er dazu in der Lage ist.  

Das Sachvermögen ist angemessen zu versichern. 
Der Kreditnehmer ist damit einverstanden, dass 
bei Übergang der Forderung die bestellten Sicher-
heiten, die nicht schon kraft Gesetzes übergehen, 
der Bürgschaftsbank bzw. deren Rückgaranten 
übertragen werden.  

21. Privatentnahmen/Vergütungen 

Die Privatentnahmen/Vergütungen der geschäfts-
führenden Gesellschafter sind so zu bemessen, 
dass die Verzinsung und Tilgung der Kreditver-
pflichtungen nicht gefährdet wird.  

22. Kosten 

a) Bearbeitungsentgelte 

Der Kreditnehmer hat bei Genehmigung einer 
Ausfallbürgschaft ein einmaliges Bearbei-
tungsentgelt in Höhe von i.d.R. 1,0 % des ge-
nehmigten Bürgschaftsbetrages, mindestens 
EUR 200, an die Bürgschaftsbank zu entrich-
ten. 

Im Einzelfall behält sich die Bürgschaftsbank 
vor, unabhängig von einer Genehmigung des 
Antrags, Entgelte bis zu 0,5 % der beantragten 
Bürgschaftssumme für den im Rahmen einer 
umfassenden Prüfung entstandenen Aufwand 
in Rechnung zu stellen. 

Für die Bearbeitung von Änderungsanträgen 
wird, je nach Arbeitsaufwand und Auswirkung 
auf das Bürgschaftsobligo, ein Entgelt erho-
ben. 

b) Bürgschaftsprovision 

Der Kreditnehmer hat jährlich eine Provision 
von i.d.R. 1,0 % des Kreditbetrags an die 
Bürgschaftsbank zu entrichten. Der Provisi-
onsanspruch entsteht mit der Aushändigung 
der Bürgschaftserklärung an das Kreditinstitut. 
Zum gleichen Zeitpunkt wird die Provision für 
das laufende Jahr in anteiliger Höhe je ange-
fangenen Monat fällig. Die folgenden Provisio-
nen sind am 1. Januar jedes Jahres zu entrich-
ten. Bei vorzeitiger Entlassung aus der Bürg-
schaftsverpflichtung erfolgt keine Rückvergü-
tung.  
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c) Prüfungskosten 

Der Kreditnehmer hat die Kosten der Prüfun-
gen nach Ziffer 6, Ziffer 17 und Ziffer 18 zu 
tragen.  

Zu den Kosten gemäß vorstehend a) bis c) 
wird die gesetzliche Umsatzsteuer berechnet. 
Der Kreditnehmer ermächtigt die Bürgschafts-
bank, die Bearbeitungsgebühren und Bürg-
schaftsprovisionen im Lastschriftverfahren ein-
zuziehen.  

Inanspruchnahme der Bürgschaftsbank 

23. Feststellung des Ausfalls 

Ansprüche aus der Ausfallbürgschaft können gel-
tend gemacht werden, wenn die Zahlungsunfähig-
keit des Kreditnehmers durch Zahlungseinstellung, 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, durch Abgabe 
der Vermögensauskunft gemäß § 807 ZPO oder 
auf sonstige Weise erwiesen ist und wesentliche 
Eingänge aus der Verwertung der Sicherheiten 
einschließlich weiterer Bürgschaften oder aus 
Verwertung sonstigen Vermögens des Kreditneh-
mers nicht oder nicht mehr zu erwarten sind.  

Auch wenn die vorgenannten Voraussetzungen 
nicht vorliegen, können Ansprüche aus der Aus-
fallbürgschaft vorläufig geltend gemacht werden, 
wenn ein fälliger Zins- Provisions- oder Tilgungs-
anspruch trotz banküblicher Bemühungen des 
Kreditinstituts um Einziehung und Beitreibung der 
Forderung innerhalb von zwölf Monaten nach 
schriftlicher – nach Fälligkeit ergangener – Zah-
lungsaufforderung nicht eingegangen ist.  

Der geltend gemachte Ausfall ist im Einzelnen 
darzustellen und zu belegen (Ausfallberechnung). 
Auf Verlangen ist auch – unabhängig bzw. zusätz-
lich zu anderen Informations-, Prüfungs- und Aus-
kunftsrechten unter diesen „Allgemeine Bürg-
schaftsbestimmungen – InnovFin Horizont 2020“ – 
Einblick in alle für den Kreditnehmer geführten 
Konten und Unterlagen zu gewähren. Das Kredit-
institut bleibt nach Eintritt der Bürgschaftsbank in 
den Ausfall verpflichtet, gegen Erstattung der Bar-
auslagen die Forderung einzuziehen und verblei-
bende Sicherheiten bestmöglich zu verwerten und, 
sofern sie am SCHUFA-Verfahren teilnimmt, die 
Meldepflicht gegenüber der SCHUFA auch für die 
Bürgschaftsbank unter der eigenen SCHUFA-
Kennziffer (FKZ) zu übernehmen. 

24. Verwertung der Sicherheiten 

Erlöse aus den Sicherheiten sind, entsprechend 
des vereinbarten Haftungsverhältnisses, quotal mit 
dem verbürgten und dem nicht verbürgten Kredit-
teil zu verrechnen. 

Sind sowohl Laufzeitkredite als auch Konto-
korrent-/ Avalrahmen verbürgt, werden Erlöse aus 
Sicherheiten im ursprünglichen Verhältnis zwi-
schen Laufzeitkrediten und Kontokorrent-/ Aval-
rahmen aufgeteilt. 

Erwirbt das Kreditinstitut im Vollstreckungsverfah-
ren oder auf sonstige Weise den Kredit sichernde 
Vermögenswerte, so gilt der Ausfall erst dann als 
endgültig festgestellt, wenn diese Vermögenswerte 
an einen Dritten veräußert worden sind. 

Grundlagen der Abrechnung mit der Bürgschafts-
bank ist, sofern nichts anderes vereinbart wird, der 
aus dem Weiterverkauf erzielte Erlös. Ziffer 14 
bleibt unberührt.  

25. Vertragsverletzungen 

Erfüllt das Kreditinstitut eine ihm auferlegte Ver-
pflichtung nicht und hat das Kreditinstitut dies zu 
vertreten, so ist die Bürgschaftsbank so zu stellen, 
wie sie stehen würde, wenn die Verpflichtung ord-
nungsgemäß erfüllt worden wäre.  

26. Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Stuttgart. 


